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Ein neues Helsinki für die OSZE? 
Chancen für eine Wiederbelebung des europäischen Sicherheitsdialogs 
Solveig Richter / Wolfgang Zellner 

Der Fünftagekrieg in Georgien spiegelt eine manifeste Krise des Systems kooperativer 
Sicherheit in Europa wider. Europäische Union und Nato tun sich schwer, diese Krise 
zu bewältigen, stehen sie doch zunehmend im Dissens mit dem Schlüsselakteur Russ-
land. Vor diesem Hintergrund hat eine Reihe von Politikern die OSZE wieder ins Spiel 
gebracht. EU-Ratspräsident Nicolas Sarkozy schlug jüngst in Evian einen OSZE-Gipfel 
für 2009 vor und fand dafür offene Ohren beim russischen Präsidenten Medwedew. Die 
Erfolgsaussichten dieses Vorstoßes kann man durchaus skeptisch bewerten. Schließ-
lich erwies sich die OSZE in den letzten Jahren ihrerseits als Streitgegenstand zwischen 
Russland und den westlichen Staaten. Dennoch bietet die OSZE heute den einzig ver-
bliebenen institutionellen Rahmen für eine Wiederbelebung des europäischen Sicher-
heitsdialogs. Bei Kernthemen wie der Regelung von Regionalkonflikten könnten, den 
politischen Willen vorausgesetzt, bereits auf dem OSZE-Ministerratstreffen in Helsinki 
wichtige Fortschritte erzielt werden. 

 
Der Fünftagekrieg zwischen Russland und 
Georgien im August stellte für sich genom-
men nur ein Ereignis von lokaler Bedeu-
tung dar, das kaum an den Grundfesten 
der Weltpolitik hätte rütteln können. Welt-
politisches Gewicht erhielt die Georgien-
krise, weil sie die seit Jahren latent vor-
handenen Spannungen zwischen Russland 
und den transatlantischen Partnern weiter 
verschärfte und tiefer liegende Bruchstellen 
multilateraler Sicherheitspolitik schlag-
artig zutage förderte. Das System koopera-
tiver Sicherheit, wie es nach dem Ende des 
Kalten Krieges konzipiert wurde, befindet 
sich in einer tiefen Krise, die sich in einer 
Reihe von Streitpunkten niederschlägt, ins-

besondere bei Bemühungen um eine 
konsensuale Regelung offener Regional-
konflikte und bei Fragen der Rüstungs-
kontrolle. Dadurch ist auch der konzeptio-
nelle Kern europäischer Sicherheitspolitik – 
kooperative multilaterale Entscheidungen, 
Vermeidung unilateralen Handelns – 
schwer in Mitleidenschaft gezogen worden 
und einer deutlich ausgeprägten Asymme-
trie politischer Perzeptionen in Russland 
und in westlichen Ländern gewichen. Was 
der einen Seite als recht und billig und als 
defensive Reaktion erscheint, wird von der 
anderen jeweils als aggressives Verhalten 
begriffen. Die Lage ist nicht mehr stabil, 



Potential für weitere Eskalation ist reich-
lich vorhanden. 

Angesichts dessen hat man sowohl in 
Russland als auch in westlichen Staaten 
erkannt, dass der multilaterale europäische 
Sicherheitsdialog wiederbelebt werden 
muss: So betonte der russische Präsident 
Medwedew im Oktober 2008 in Evian: »Die 
Ereignisse im Kaukasus haben nur bekräf-
tigt, wie absolut richtig das Konzept eines 
neuen europäischen Sicherheitsvertrages 
heute ist. Er würde uns jede Möglichkeit 
geben, ein integriertes und solides System 
umfassender Sicherheit zu schaffen. Dieses 
System sollte für alle Staaten gleich sein – 
ohne jemanden zu isolieren und ohne 
Zonen mit unterschiedlichen Niveaus von 
Sicherheit.« Sein französischer Kollege und 
derzeitige EU-Ratspräsident Sarkozy wertete 
diesen Vorschlag durchaus positiv und 
nahm Medwedew beim Wort, indem er mit 
der Organisation für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa (OSZE) eine von vielen 
Kommentatoren totgeglaubte europäische 
Sicherheitsinstitution wieder ins Spiel 
brachte: »Und hier trifft Dimitri Med-
wedews Vorschlag auf einen wirklichen 
Bedarf. Warum sollten wir nicht alle betrof-
fenen Gruppen, Institutionen und Länder 
von allen Seiten prüfen, alles, was die 
Sicherheit auf unserem Kontinent betrifft? 
Und da wir am Anfang des Jahrhunderts 
sind und Sie diesen Vorschlag gemacht 
haben, warum nicht gemeinsam unser 
Denken, unsere Reflexe und Gewohnheiten 
modernisieren, die noch aus dem Kalten 
Krieg stammen? Wir könnten das sicherlich 
im Rahmen der OSZE machen«. Konkret 
schlug Sarkozy vor, »dass zu diesem Zweck 
vor Ende 2009 ein spezieller OSZE-Gipfel 
einberufen wird, so dass wir Ihre [Med-
wedews] Vorschläge und jene der EU zu 
neuen gesamteuropäischen Verteidigungs-
konzepten diskutieren können.« 

Der amtierende Vorsitzende der OSZE, 
der finnische Außenminister Alexander 
Stubb, nahm diese Vorschläge auf und 
setzte die Diskussion der Initiativen von 
Medwedew und Sarkozy auf die Agenda des 
OSZE-Ministerratstreffens am 4./5. Dezem-

ber 2008 in Helsinki: »Die Krise in Georgien 
hat die Notwendigkeit einer Sicherheits-
debatte in Europa unterstrichen«. Er forder-
te dazu nicht nur eine politische Erklärung, 
sondern erhoffte sich ebenso Beschlüsse zur 
Regelung der offenen Regionalkonflikte. 

Die OSZE als inklusives Dialog-
forum: Leben Totgeglaubte länger? 
Helsinki war schon einmal Schauplatz 
einer historischen Entscheidung zur euro-
päischen Sicherheit. Doch mittlerweile hat 
die OSZE seit wenigstens einem Jahrzehnt 
an politischer Relevanz verloren. Der letzte 
OSZE-Gipfel fand 1999 in Istanbul statt, von 
da an schlitterte die Organisation nach und 
nach in eine politische Krise. Viele ihrer 
Aktivitäten sind seit den frühen 2000er 
Jahren russischer Dauerkritik ausgesetzt, 
die eine Reihe von GUS-Staaten teilen. Da-
bei richteten sich die russischen Einwände 
insbesondere gegen die geographische 
Asymmetrie der OSZE-Feldmissionen, die 
ausschließlich in Ost- und Südosteuropa, 
im Kaukasus und in Zentralasien tätig sind, 
und auf das inhaltliche Missverhältnis 
zwischen der politisch-militärischen und 
der menschlichen Dimension der OSZE, mit 
dem eine Vernachlässigung politisch-mili-
tärischer Fragen einhergehe. Zudem per-
zipierte Russland die OSZE-Aktivitäten im 
Bereich Demokratie und Menschenrechte 
zunehmend als Einmischung in seine inne-
ren Angelegenheiten. 

Im Zentrum der russischen Kritik stehen 
die OSZE-Wahlbeobachtungsmissionen. Im 
September 2007 brachte Russland zusam-
men mit anderen GUS-Staaten einen Vor-
schlag in die OSZE ein, der darauf abzielt, 
Wahlbeobachtungsmissionen quantitativ 
zu begrenzen und die Entscheidung über 
solche Missionen dem Ständigen Rat der 
OSZE zu überlassen, der im Konsens be-
schließt. Damit würde unabhängige Wahl-
beobachtung unmöglich gemacht. Kon-
sequenterweise ließ Moskau 2007/2008 die 
Beobachtung der russischen Duma- und 
Präsidentenwahlen durch die OSZE am 
Streit um bestimmte Modalitäten scheitern. 
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Unter dem Druck der russischen Kritik 
wurde zwischen 2002 und 2006 eine 
Debatte über die Reform der OSZE geführt, 
in der ein »Weisenrat« 2005 durchaus 
weiterführende Vorschläge vorlegte. Ins-
gesamt war deren Umsetzung jedoch allen-
falls mäßiger Erfolg beschieden: Während 
die Effektivität operativer Verfahren ver-
bessert wurde, blieb der politische Dissens 
erhalten. Das zeigt sich auch darin, dass 
Russland die Reformen fortsetzen und eine 
völkerrechtlich verbindliche Charta ver-
abschieden will, während die Reform aus 
westlicher Sicht abgeschlossen ist. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass 
sich die Positionen Russlands und der west-
lichen Staaten in zentralen Streitpunkten 
sukzessive verhärtet haben und dass der 
Versuch, den politischen Dissens über eine 
Debatte zur OSZE-Reform zu entschärfen, 
im Wesentlichen gescheitert ist. Warum 
also sollte ausgerechnet die OSZE als Forum 
für einen neuen gesamteuropäischen 
Sicherheitsdialog geeignet sein? 

Will man diese Frage angemessen be-
antworten, muss man zwischen der OSZE 
als Akteur und der OSZE als Forum für 
sicherheitspolitische Diskussion und 
Beschlussfassung unterscheiden. In der 
ersten Rolle ist die Organisation auf instru-
menteller Ebene tätig, etwa mit ihrem 
Hohen Kommissar für nationale Minder-
heiten, ihren Wahlbeobachtungs- und Feld-
missionen. Dabei ist bemerkenswert, dass 
der politische Dauerstreit mit Russland, der 
sich auch etwa in einer mehrmonatigen 
Blockade des OSZE-Haushalts 2005 äußerte, 
die Funktionstüchtigkeit dieser Instru-
mente de facto kaum beeinträchtigen konn-
te. Oder anders formuliert: Russland hat 
trotz seiner vehementen Kritik die opera-
tive Arbeit der OSZE nicht wesentlich ein-
geschränkt oder ihr gar ein Ende gesetzt, 
wozu es durchaus in der Lage gewesen 
wäre. So konnten 2008 wichtige Personal-
entscheidungen im Konsens getroffen 
werden, etwa die Wahl des slowenischen 
Botschafters Janez Lenarčič zum Direktor 
des Büros für Demokratische Institutionen 
und Menschenrechte (BDIMR) oder die Ver-

längerung der Amtszeit von General-
sekretär Marc Perrin de Brichambaut. Und 
nach wie vor spielt die OSZE eine wichtige 
operative Rolle, etwa im Kosovo, wo die 
OSZE-Mission Aufgaben von den VN über-
nommen hat, solange die EU-Mission noch 
nicht voll einsatzfähig ist. Zudem schlossen 
sich andere GUS-Länder der russischen 
Blockade von OSZE-Wahlbeobachtungs-
missionen nicht an. So ist von großer 
Bedeutung, dass die OSZE die Präsidenten-
wahlen im Februar 2008 in Armenien eben-
so ungehindert beobachten konnte wie die 
Parlamentswahlen in Belarus im September 
2008. Kennzeichnend für den aktuellen 
Zustand der OSZE ist somit die Diskrepanz 
zwischen dem faktisch reibungslosen 
Weiterfunktionieren von Kernaktivitäten 
wie Feld- und Wahlbeobachtungsmissionen 
und der anhaltenden russischen Kritik an 
zentralen Aspekten eben dieser Aktivitäten. 
Abgesehen von der Blockade der Wahl-
beobachtungsmissionen 2007/2008 hat 
Russland bislang keinen wirklich ernst-
haften Versuch unternommen, diese Dis-
krepanz zu überwinden. Ganz im Gegen-
teil: Das Land ist derzeit mit zwei Missions-
leitern und wichtigen Posten im Sekreta-
riat personell so gut wie noch nie in der 
OSZE repräsentiert. 

Noch wichtiger für kooperative Sicher-
heit in Europa ist die zweite Funktion der 
OSZE: Sie ist gegenwärtig der einzige in-
klusive und thematisch umfassende Rah-
men für einen multilateralen kooperativen 
Sicherheitsdialog in Europa. Damit besitzt 
sie gegenüber Nato und Europäischer 
Union durchaus komparative Vorteile. Nato 
und EU haben zwar in der Vergangenheit 
mit jeweils sehr unterschiedlichen Instru-
menten von soft bzw. hard security weitaus 
umfassender als die OSZE stabilisierend im 
osteuropäischen Raum gewirkt, sind jedoch 
nach der Georgienkrise in ihrer Fähigkeit 
geschwächt, gegenüber dem Schlüssel-
akteur Russland politisch zu handeln. Die 
EU hat zweifelsohne dank der starken fran-
zösischen Ratspräsidentschaft eine erstaun-
liche Handlungsfähigkeit bewiesen, indem 
sie etwa mit der russischen und mit der 
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georgischen Konfliktpartei den Sechs-
Punkte-Plan aushandelte. Das gelungene 
Krisenmanagement mündete jedoch nicht 
in einer nachhaltigen Lösung des Konflikts 
im Kaukasus. 

EU und Nato befinden sich in einem stra-
tegischen Dilemma: Ihr starkes Instrumen-
tarium bietet zwar einerseits Potentiale, 
umfassend Einfluss zu nehmen. Aufgrund 
interner Divergenzen fehlt beiden Organi-
sationen jedoch andererseits ein gemein-
sames Verständnis dafür, wie dieses Instru-
mentarium strategisch ausgerichtet werden 
soll. EU und Nato werden weiterhin vieler-
lei Fragen mit Russland diskutieren, aber 
wie der französische Präsident Sarkozy in 
seiner Evian-Rede im Oktober 2008 ein-
räumte, mangelt es »diesen Dialogen und 
Kooperationsfeldern klar an Konsistenz«. 
So paradox es klingen mag: Das Dilemma 
von EU und Nato ist die Chance der OSZE. 
Sie ist nunmehr der einzige Rahmen für 
eine multilaterale Kommunikation mit 
Russland zur Wiederbelebung des euro-
päischen Sicherheitsdialogs. Dafür aber 
stellt die OSZE das gesamte erforderliche 
Instrumentarium bereit: von Gipfel- und 
Außenministertreffen bis zum Ständigen 
Rat auf Botschafterebene einschließlich 
eines eingespielten Systems informeller 
Konsultationen, nicht zu vergessen spe-
zielle Foren für Rüstungskontrolle (OSZE-
Forum für Sicherheitskooperation, Gemein-
same Beratungsgruppe des KSE-Vertrags) 
sowie Expertise zu Regionalkonflikten im 
Konfliktverhütungszentrum des OSZE-
Sekretariats. 

Will man einen neuen Sicherheitsdialog 
im Rahmen der OSZE etablieren, gilt es 
das eben aufgezeigte Spannungsverhältnis 
zwischen der Rolle des Akteurs und der 
des Forums zu berücksichtigen. Mit einer 
Fokussierung auf das Dialogformat geht 
die Gefahr einher, dass Russland die Aktivi-
täten in der menschlichen Dimension in 
Frage stellen könnte. Verhindert werden 
muss somit, dass die Akteursrolle der OSZE 
durch ihre Funktion als Diskussionsrahmen 
beschädigt oder gar instrumentalisiert 
wird. Russland und den anderen GUS-Staa-

ten ist ein klares Bekenntnis abzufordern, 
dass sie den multilateralen Sicherheits-
dialog nicht auf Kosten anderer OSZE-
Instrumente führen oder gar Junktims 
geltend machen. 

Dieser politische Prozess der Ausbalan-
cierung beider OSZE-Funktionen wird Jahre 
in Anspruch nehmen. Dabei kommt dem 
jeweiligen Amtierenden Vorsitz bei der 
Setzung der Agenda und der Vermittlung 
von Konsensentscheidungen eine wichtige 
Rolle zu. Der finnische Vorsitz hat hier 
Maßstäbe gesetzt, hielt er doch trotz aller 
Rückschläge unbeirrt an den Prinzipien 
und Verpflichtungen der OSZE fest und 
versuchte gleichzeitig, neue Kanäle für 
Gespräche mit Russland und anderen GUS-
Staaten zu eröffnen. Wenn es also in Hel-
sinki 2008 tatsächlich zu einem Einstieg 
in einen neuen europäischen Sicherheits-
dialog kommen sollte, ist dies auch Finn-
land zu verdanken. Eine Schlüsselrolle wird 
mittelfristig auch dem kasachischen Vor-
sitz 2010 zufallen. Kasachstan hatte sich 
bereits 2003 um den OSZE-Vorsitz bewor-
ben. In der gesamten Diskussion über den 
kasachischen Vorsitz, die bis zur Entschei-
dung des Madrider Ministerrats 2007 über-
aus strittig war, spielte dezidiert die Be-
fürchtung eine wichtige Rolle, dass Kasach-
stan sich Angriffen auf die Substanz der 
menschlichen Dimension der OSZE nicht 
hinreichend widersetzen oder sie gar unter-
stützen könnte. Kasachstan hat sich jedoch 
zumindest deklarativ 2007 eindeutig ver-
pflichtet, das BDIMR als Schlüsselinstitu-
tion zu bewahren, und würde unter massi-
ven Rechtfertigungsdruck geraten, wenn es 
dem zuwiderhandeln würde. In der zuneh-
mend selbstbewussten und eigenständigen 
Außenpolitik Kasachstans, die sich um gute 
Beziehungen zu allen relevanten Staaten 
(-gruppen) in der OSZE bemüht, liegt auch 
eine Chance zur Stärkung des europäischen 
Sicherheitsdialogs, ohne die menschliche 
Dimension zu schwächen. 

Bei all ihren Vorzügen muss jedoch klar 
gesehen werden, dass die OSZE als Organi-
sation selbst keine Lösung, sondern nur den 
multilateralen Rahmen für kooperative Dis-
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kussionen anbieten kann. Wie andere inter-
nationale Organisationen auch ist sie weni-
ger die Quelle, sondern lediglich ein Aus-
tragungsort von Konflikten, die primär aus 
dem Verhältnis zwischen den USA und 
Russland herrühren. Die OSZE wird not-
gedrungen mit den gegebenen Differenzen 
umgehen müssen. Die Erfolgsaussichten für 
eine Wiederbelebung des Sicherheitsdialogs 
im Rahmen der OSZE hängen somit von 
zwei miteinander verbundenen Rahmen-
bedingungen ab: erstens von einer Flexi-
bilisierung des verhärteten russisch-ameri-
kanischen Verhältnisses und zweitens von 
Fortschritten auf zentralen Politikfeldern 
kooperativer Sicherheit in Europa. 

Russisch-amerikanische Kooperation: 
Conditio sine qua non für die OSZE 
Die Krise kooperativer Sicherheit resultiert 
im Kern aus den wachsenden amerikanisch-
russischen Spannungen der letzten Jahre. 
Solange beide Schlüsselakteure kein grö-
ßeres Maß an Kooperationsbereitschaft 
zeigen, wird auch eine Verständigung in 
zentralen Politikfeldern europäischer 
Sicherheit nahezu aussichtslos bleiben. 

Eine Aufweichung der harten Positionen 
beider Länder ist angesichts des Erbes von 
acht Jahren Bush-Administration und 
der zuletzt rigorosen Haltung Russlands 
schwierig, aber nicht unmöglich. Aller-
dings haben beide Seiten in den letzten 
Jahren Schritte unternommen, die von der 
jeweils anderen als konfrontativ perzipiert 
wurden. Dazu gehört die Ankündigung 
der USA, Elemente eines globalen Raketen-
abwehrsystems in Europa zu stationieren, 
und die russische Drohung, diese Maß-
nahme mit der Stationierung nuklearer 
Kurzstreckenwaffen zu beantworten. Die 
Anerkennung der Unabhängigkeit des 
Kosovo und die Ankündigung, die Nato 
um Georgien und die Ukraine erweitern 
zu wollen, rief im April dieses Jahres vehe-
mente russische Kritik hervor. Der desi-
gnierte amerikanische Präsident Obama 
mag sich an außenpolitische Verpflichtun-
gen seines Vorgängers gebunden fühlen, 

etwa an den Vertrag mit Polen zur Raketen-
abwehr. Und Russland hat sich als schwie-
riger Partner erwiesen, der notfalls bereit 
ist, auch militärische Mittel zur Unter-
mauerung seiner regionalen Vorherrschaft 
einzusetzen. Moskau erwartet eine An-
erkennung seiner Großmachtstellung. 

Trotz dieser eher ungünstigen Voraus-
setzungen lassen sich auch Anhaltspunkte 
für eine Flexibilisierung der Positionen 
Moskaus und Washingtons finden. Med-
wedews Vorschlag einer Art Stabilitätspakt 
von Vancouver bis Wladiwostok – ein offe-
ner Fingerzeig in Richtung OSZE – signali-
siert ein deutliches Interesse an koopera-
tiven Lösungen. Der Vorschlag ist jedoch 
unpräzise und an eine Reihe von Bedingun-
gen geknüpft. Medwedew wird indes ohne 
Gesichtsverlust nicht von seinem rheto-
rischen Bekenntnis abrücken können, 
wenn die USA und ihre transatlantischen 
Partner ihn beim Wort nehmen. Zudem ist 
Russland nach der Georgienkrise außen-
politisch isoliert. Die einseitige Anerken-
nung Abchasiens und Südossetiens fand 
nicht einmal Rückendeckung im Kreis der 
Verbündeten im GUS-Raum oder durch 
China. Kursstürze an der Moskauer Börse 
und Kapitalflucht könnten ihrerseits dazu 
beitragen, dass sich Moskau seiner Verletz-
lichkeit bewusst wird. In Washington eröff-
net der Präsidentenwechsel Chancen für 
eine Neuausrichtung außenpolitischer 
Positionen der USA. Der designierte US-
Präsident Obama ließ bereits seine Bereit-
schaft erkennen, ernsthaft über die Ver-
längerung des 2009 auslaufenden START-
Vertrages über die Begrenzung strate-
gischer Nuklearwaffen zu verhandeln – ein 
Thema, dem Russland höchste Priorität bei-
misst. Könnten sich beide Länder am Ende 
doch auf einen Kompromiss bei der Rake-
tenabwehr einigen, käme dies auf der 
Ebene strategischer Rüstungskontrolle 
ungeachtet einer Reihe weiterer strittiger 
Fragen einem Durchbruch nahe. Zeigen 
Russland und die USA ein gesteigertes Inter-
esse an gemeinsamen Lösungen und mehr 
Kompromissbereitschaft, kann auch eine 
Wiederbelebung des europäischen Sicher-

SWP-Aktuell 81 
November 2008 

5 



heitsdialogs im Rahmen der OSZE gelingen. 
Dabei macht eine verbesserte amerikanisch-
russische Kooperation den multilateralen 
Dialog in der OSZE keineswegs überflüssig. 
Bilaterale Verständigungen über strate-
gische Fragen müssen auf die multilaterale 
und regionale Ebene übertragen, die spe-
zifischen Interessen auch kleinerer Staaten 
berücksichtigt werden. Und schließlich 
kann sich der europäische Sicherheits-
dialog längerfristig seinerseits als stützen-
des Element verbesserter amerikanisch-
russischer Beziehungen erweisen. 

OSZE-Sicherheitsdialog zu Rüstungs-
kontrolle und Regionalkonflikten? 
Ohne Anfangserfolge in zentralen Politik-
feldern europäischer Sicherheit bliebe 
dieser Dialog jedoch sehr fragil. Insbeson-
dere bei der konventionellen Rüstungs-
kontrolle und der konstruktiven Regelung 
offener Regionalkonflikte wird es darauf 
ankommen, dass aus dem Sicherheitsdialog 
konkrete Fortschritte erwachsen. Aufgrund 
jüngster Entwicklungen ist die Ausgangs-
situation insgesamt allerdings ambivalent: 

1. Rüstungskontrolle: Kooperative 
Sicherheit in Europa basiert ganz wesent-
lich auf einer Reihe teils politisch, teils 
rechtlich verbindlicher Rüstungskontroll-
abkommen, die entweder für alle OSZE-
Staaten oder wie der Vertrag über Konven-
tionelle Streitkräfte in Europa (KSE) für jene 
30 Staaten und deren Folgestaaten gelten, 
die 1990 der Nato oder dem Warschauer 
Pakt angehörten. Kernstück dieses Regimes 
ist der KSE-Vertrag. Auf dem Istanbuler 
OSZE-Gipfeltreffen 1999 wurde der An-
gepasste KSE-Vertrag (AKSE) unterzeichnet. 
Er war notwendig geworden, da die alte 
bipolare Blocklogik, auf welcher der KSE-
Vertrag von 1990 fußt, nicht mehr länger 
galt und Mitglieder der fiktiven östlichen 
»Gruppe von Vertragsstaaten« mittlerweile 
Teil des realen westlichen Bündnisses 
geworden waren. In Istanbul hatte sich 
Russland auch politisch verpflichtet, seine 
Streitkräfte aus Georgien und Moldau zu-
rückzuziehen. Ursprünglich gegen den 

Willen der deutschen Bundesregierung 
erklärte die Nato, dass die Erfüllung dieser 
»Istanbul Commitments« Voraussetzung 
der Ratifizierung des AKSE-Vertrages sei. 
Diese Bedingung wurde jedoch nie voll-
ständig erfüllt. Neun Jahre nach seiner 
Unterzeichnung ist der AKSE-Vertrag ledig-
lich von Belarus, Kasachstan, Russland und 
der Ukraine ratifiziert und im Laufe dieser 
Zeit in Teilen von der Realität überholt 
worden. Um die Nato-Staaten zur Ratifi-
zierung zu zwingen, hat Russland seiner-
seits im Dezember 2007 den KSE-Vertrag 
»suspendiert« und eine Inkraftsetzung 
von AKSE obendrein von der Abschaffung 
der sogenannten Flankenregel abhängig 
gemacht, die unter anderem die schweren 
Waffen der russischen Streitkräfte im Kau-
kasus beschränkt. Brisanz gewinnen in 
diesem Kontext die geplanten Stationie-
rungsabkommen Russlands mit Ossetien 
und Abchasien, die in den Augen der west-
lichen Staaten offen jene Klausel des AKSE-
Vertrags verletzen, nach der eine Stationie-
rung ausländischer Streitkräfte nur mit Zu-
stimmung des Gastlands – eben Georgien – 
erfolgen darf. Die Folge all dessen ist, dass 
das gesamte Vertragsregime zunehmend 
unwirksam wird. Andere europäische Rüs-
tungskontrollabkommen wie das Wiener 
Dokument über Vertrauens- und Sicher-
heitsbildende Maßnahmen oder der Vertrag 
über den Offenen Himmel sind entweder 
weithin überholt oder nicht relevant 
genug, um europäische Rüstungskontrolle 
auf tragfähiger Grundlage voranzubringen. 

Die Situation ist so verfahren, dass nur 
noch eines hilft: auf höchster Ebene dar-
über zu verhandeln, wie der AKSE-Vertrag 
umgehend ratifiziert und in Kraft gesetzt 
werden kann, um daraufhin unverzüglich 
im Kreise aller OSZE-Staaten Folgeverhand-
lungen über ein neues Vertragswerk zu 
eröffnen. Voraussetzung dafür ist aber, dass 
sich die neue US-Administration und Russ-
land auf ein geändertes Herangehen an 
Rüstungskontrollfragen verständigen. 
Erst unter dieser Prämisse kann auch die 
OSZE ein Forum für gesamteuropäische 
Rüstungskontrollverhandlungen sein. 
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2. Regionalkonflikte: Im Gegensatz zur 
Rüstungskontrolle gibt es bei der Regelung 
offener Regionalkonflikte einigen Grund zu 
gedämpftem Optimismus. Der Konflikt in 
Georgien bewirkte ein geschärftes Bewusst-
sein der bestehenden Eskalationsgefahr 
und gab Impulse für eine positive Entwick-
lung. Dies ist umso bemerkenswerter, als 
das Jahr 2008 von einer Verschärfung der 
russisch-amerikanischen Konfrontation in 
diesem Politikfeld geprägt war. Mit der An-
erkennung der Unabhängigkeit des Kosovo 
durch die USA und einen Großteil der west-
lichen Staaten und Russlands Anerkennung 
der Unabhängigkeit Abchasiens und Süd-
ossetiens hat sich hier der Handlungsspiel-
raum stark eingeschränkt. Eine konsen-
suale Regelung der strittigen Statusfragen 
in einem internationalen Gremium wie 
dem VN-Sicherheitsrat war und ist nahezu 
ausgeschlossen. In Anbetracht dessen kann 
auch die OSZE, die mit ihren Feldmissionen 
weiterhin vor Ort präsent ist, kein Forum 
für eine Verhandlungslösung sein. 

Anders als bei den beiden Gebieten in 
Georgien eröffneten sich jedoch jüngst 
neue Perspektiven für eine Regelung des 
Status der armenisch besiedelten Enklave 
Berg-Karabach in Aserbaidschan. Der Kon-
flikt hat allerdings eine weitaus geringere 
geopolitische Dimension, da weder Russ-
land noch die USA als Konfliktpartei direkt 
involviert sind. Die OSZE stellt mit der 1992 
eingerichteten Minsker Gruppe zudem 
einen adäquaten Verhandlungsrahmen 
bereit. Den Vorsitz teilen sich dort seit 1997 
die USA, Russland und Frankreich – und 
damit die Schlüsselakteure für die euro-
päische Sicherheit der letzten Wochen und 
Monate –, die sich deutlich für eine zügige 
Konfliktlösung ausgesprochen haben. Auf 
Druck Aserbaidschans wurden Vertreter der 
umstrittenen Enklave Berg-Karabach seit 
1997 von den Verhandlungen ausgeschlos-
sen, was eine nachhaltige Befriedung er-
schwert. Die Minsker Gruppe konnte die 
Konfliktparteien bis August 2008 nicht zu 
substantiellen Bewegungen veranlassen, sie 
aber doch zumindest zu einem Bekenntnis 
zu grundlegenden Prinzipien einer zukünf-

tigen Konfliktlösung bewegen, den so-
genannten basic principles. 

Eine neue Dynamik hat dieser festgefah-
rene Konflikt durch den Verlauf der Geor-
gienkrise erhalten. Die negativen Aus-
wirkungen, die der um Südossetien geführ-
te Krieg hatte, machten die Gefahren einer 
Kriseneskalation im Kaukasus deutlich: 
Transit- und Handelswege wurden unter-
brochen, Armenien erlitt erhebliche wirt-
schaftliche Verluste. Das verbreitete Gefühl 
eigener Verletzlichkeit wirkte jedoch als 
Katalysator einer vorsichtigen Annäherung 
Armeniens und Aserbaidschans. Auf rus-
sische Initiative trafen sich am 2. November 
2008 die Präsidenten beider Staaten und 
bekundeten ihre Bereitschaft, bei einer 
Lösung des Konflikts um Berg-Karabach zu-
sammenzuarbeiten. Zwar fehlt es diesen 
Aktivitäten noch an Substanz, und ein posi-
tiver Ausgang ist keineswegs gesichert. 
Dennoch ist zweierlei durchaus bemerkens-
wert: Zum einen bekannten sich beide Län-
der trotz der enormen Militarisierung und 
Hochrüstung der letzten Jahre zum Prinzip 
des Gewaltverzichts. Zum anderen bewie-
sen sie insofern Pragmatismus, als derlei 
Treffen noch vor geraumer Zeit in einem 
Jahr unmöglich gewesen wären, in dem in 
beiden Ländern eine Wahl stattfindet. 

Die russische Initiative für eine Verhand-
lungslösung hat zunächst eher Argwohn 
hervorgerufen. Nachbarstaaten Russlands – 
und auch einige westliche Staaten – ver-
muteten als Motiv neben der militärischen 
eine diplomatische Offensive mit dem Ziel, 
seine Vormachtstellung im postsowje-
tischen Raum zu sichern. Das in Moskau 
unterzeichnete Dokument bietet aber auch 
Anhaltspunkte dafür, dass sie zu einer 
Stärkung multilateraler Konfliktregulie-
rung beitragen kann. Denn es greift erstens 
die von der Minsker Gruppe ausgehandel-
ten basic principles auf, bestätigt zweitens die 
Minsker Gruppe als Verhandlungsrahmen 
und fordert drittens rechtlich verbindliche 
internationale Garantien für eine mögliche 
Verhandlungslösung. Im Konflikt um Berg-
Karabach eröffnen sich somit gerade in der 
aktuellen Phase neue Handlungsspiel-
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räume, welche die OSZE als Hauptmediator 
nutzen kann, um konkrete Ergebnisse zu 
erzielen. 

Ministerrat und OSZE-Gipfel: 
Chancen für kooperative Sicherheit 
Die beiden zuvor behandelten Politikfelder 
bergen zwar nach wie vor akute Eskala-
tionsgefahr, liefern aber auch Anknüp-
fungspunkte und Handlungsspielräume 
für deeskalierende Initiativen. Gelingt es 
den relevanten Akteuren, das gesteigerte 
Problembewusstsein in politischen Willen 
zu übersetzen, bieten sich kurz- und 
mittelfristig Gelegenheiten, mit konkreten 
Maßnahmen im Rahmen der OSZE den 
europäischen Sicherheitsdialog wieder-
zubeleben: 

 Helsinki-Ministerrat 2008: Das Treffen 
des OSZE-Ministerrats am 4./5. Dezember 
2008 stellt schon in naher Zukunft einen 
Rahmen bereit, der geeignet ist, erste Rich-
tungsentscheidungen zur Wiederbelebung 
des europäischen Sicherheitsdialogs zu 
treffen. Positiv zu bewerten ist, dass sich 
bereits im Vorfeld eine wesentlich stärkere 
Teilnahme von Repräsentanten mit Minis-
terrang als in den Vorjahren abzeichnet. 
Eine Einigung auf eine Abschlusserklärung, 
die es seit dem Ministerrat 2002 in Porto 
nicht mehr gegeben hat, wäre zweifelsohne 
ein klares politisches Signal. Gemeinsame 
Beschlüsse über konkrete Handlungs-
optionen in den offenen Regionalkonflikten 
könnten als Manifestation eines erneuerten 
Bekenntnisses der OSZE-Teilnehmerstaaten 
zu kooperativer Sicherheit dienen. Überdies 
bieten sich in Helsinki zahlreiche Möglich-
keiten zur Kommunikation, die angesichts 
des Eskalationspotentials als solche bereits 
vertrauens- und sicherheitsbildend wirken. 
Vertreter von EU- und Nato-Staaten können 
in diesem Rahmen mit Vertretern Russ-
lands reden, ohne interne Differenzen zu 
verschärfen oder sich dem Vorwurf aus-
zusetzen, die gemeinsame westliche Soli-
darität gegenüber Russland aufs Spiel zu 
setzen. 

 Minsker OSZE-Gruppe: Da die Bemü-
hungen um eine Regelung des Konflikts 
um Berg-Karabach neue Impulse erhalten 
haben, bietet sich die Chance, mit kon-
kreten Initiativen im Umfeld des Helsinki-
Ministerrats eine Lösung voranzutreiben. 
Dies ist jedoch kaum möglich, wenn die 
externen Konfliktregulierer miteinander 
konkurrieren. Daher sollte Russland auf 
das Moskauer Dokument und die Zusiche-
rung weiterer Verhandlungen im Rahmen 
der Minsker Gruppe festgelegt werden. 
Dringend notwendig ist überdies eine Rück-
kehr von Vertretern Berg-Karabachs in die 
Minsker Gruppe, die von Russland unter-
stützt, von Aserbaidschan aber noch 
blockiert wird. 
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 OSZE-Gipfel 2009: Sarkozys Vorschlag, 
2009 einen OSZE-Gipfel zu Fragen gesamt-
europäischer Sicherheit abzuhalten, ver-
dient besondere Beachtung, wäre sein Zu-
standekommen doch bereits Ausdruck 
eines wiederbelebten europäischen Sicher-
heitsdialogs. Ein OSZE-Gipfel 2009 kann die 
Sicherheitsprobleme Europas kaum lösen, 
aber doch wichtige Rahmenbedingungen 
schaffen, indem er Ziele und Aufgaben for-
muliert. Die Glaubwürdigkeit entsprechen-
der Anstrengungen würde untermauert, 
wenn ein Durchbruch in einem relevanten 
Themenfeld erzielt werden könnte, etwa 
bei KSE. Doch auch ein OSZE-Gipfel ent-
bindet mittelfristig nicht von der Aufgabe, 
das System kooperativer Sicherheit in 
Europa mit Russland als gleichwertigem 
Partner neu zu konzipieren. Er bietet 
gleichwohl die Grundlage für EU und Nato 
als dominanten Sicherheitsakteuren, ihr 
Instrumentarium gegenüber Russland ohne 
immanente Eskalationsgefahr strategisch 
neu auszurichten. Gelingt es aber nicht, 
im inklusiven Rahmen der OSZE wichtige 
Weichenstellungen vorzunehmen, die der-
zeitige Eskalationsspirale zu unterbrechen 
und eine positive Dynamik in Gang zu 
setzen, dann stellt sich allerdings die Frage, 
unter welchen Umständen kooperative 
Sicherheit in Europa überhaupt noch eine 
Chance haben kann. 
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